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Drucksache 1285 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 18. März 1955 


Abschrift 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Ich beehre midi mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 138. Sit- 
zung am 18. März 1955 beschlossen hat, hinsichtlich des vom 
Deutschen Bundestag am 27. Februar 1955 verabschiedeten 

Gesetzes betreffend das am 23. Oktober 1954 
in Paris unterzeidinete Abkommen über das 
Statut der Saar 

- Drucksachen 1062, 1200 Ziff. IV - 

einen Antrag gemäß Artikel 77 Absatz 2 des Grundgesetzes nicht 
zu stellen und die in der Anlage beigefügte Entschließung zu fassen. 


gez. Altmeier 


Bonn, den 18. März 1955 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 4. März 1955 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Altmeier 


Druck: Buchdnickerei R. Madel. Boan. Bonner Talweg 106 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger. Bad Godesberg. Rbeinallep 

TAlafnti* 9fi.H1 




Anlage 


BUNDESRAT 

Betr.: Entwurf eines Gesetzes betreffend das am 23. Ok- 
tober 1954 in Paris Unterzeichnete Abkommen 
über das Statut der Saar 

ENTSCHLIESSUNG 


Der Bundesrat hat nachstehende Entsdilicßung gefaßt: 


L Der Bundesrat ist der Auffassung, 

1. daß durch das Abkommen über das Statut der Saar die Zu- 
gehörigkeit des Saargebietes zu Deutschland in den Grenzen 
vom 3L Dezember 1937 und der Bevölkerung dieses Gebietes 
zum deutschen Volk nicht berührt wird. Dies entspricht dem 
in der Londoner Schlußakte vom 3. Oktober 1954 erneut 
anerkannten Grundsatz, daß die endgültige Festlegung der 
Grenzen Deutschlands bis zum Abschluß einer frei verein- 
barten friedensvertraglichen Regelung für Gesamtdeutschland 
auf geschoben werden muß; 

2. daß die volle Freiheit der politisclien Meinungsäußerung und 
die ungehinderte politische Betätigung von Einzelnen, Par- 
teien, Vereinen und der Presse im Saargebiet hergestellt wer- 
den und auch nach der Volksabstimmung aufrechterhalten 
bleiben muß, wie dies Artikel VI des Abkommens bestimmt. 
Nach Auffassung des Bundesrates muß es die vornehmste 
Aufgabe des Europäischen Kommissars sein, für die Wahrung 
dieser Freiheiten Sorge zu tragen; 

3. daß die Bestimmungen der Europäischen Konvention zur Wah- 
rung der Menschenrechte und Grundfreiheiten im Saargebiet 
gemäß den Prinzipien des Statuts verbindlich sind und ange- 
wendet werden müssen. 

II. Der Bundesrat vertritt demgemäß die Auffassung: Die Ausfüh- 
rung des Saarstatuts muß entsprechend den demokratischen 
Grundsätzen der westlichen Welt sicherstellen, daß sich die Be- 
völkerung an der Saar frei zu Deutschland bekennen und für 
den Friedensvertrag ihren Verbleib bei Deutschland fordern 
kann. 



Der Bundesrat erwartet daher, daß die freie demokratische 
Willensbildung der Saarbevölkerung nicht durch polizeistaatliche 
Methoden und Maßnahmen beeinträchtigt wird, insbesondere 

daß allen im Saar gebiet vertretenen Parteien und Gruppen Rund- 
funk- und Fernsehsender gleichmäßig zur Verfügung gestellt 
werden, 

daß keine Mittel des öffentlichen Haushalts des Saargebietes zur 
Beeinflussung der öffentlichen Meinung vor der Volksabstim- 
mung und den Landtagswahlen verwandt werden, 

daß allen aus politischen Gründen aus dem Saargebiet Verwie- 
senen die Rückkehr gestattet wird. 

m. Der Bundesrat erwartet, daß die Bundesregierung Wirtsdiafts- 
hilfe nur gewährt, nachdem eine aus freien Wahlen hervorge- 
gangene Saarregierung gebildet worden ist. 

IV. Der Bundesrat ersucht die Bundesregierung, bei der Durchfüh- 
rung des Saarstatuts der vorstehend dargelegten Auffassung des 
Bundesrates Rechnung zu tragen. 



